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Allgemeine Geschäftsbedingungen für Entrümpelungen, Wohnungs – und Haushaltsauflösungen 

§ 1 Geltungsbereich, Allgemeines 

Die nachfolgenden Allgemeinen Geschäftsbedingungen (AGB) gelten für alle Vertragsabschlüsse zur Erbringung von Entrümpelungen, Entsorgungen und Wohnungs- und Haushaltsauflösungen, 
die die Diaflora GmbH (im Folgenden Auftragnehmer) mit den Kunden / Kundinnen (im Folgenden Auftraggeber) in der zum Vertragsabschluss gültigen Fassung. 

Rechtserhebliche Erklärungen und Anzeigen, die nach Vertragsschluss vom Auftraggeber abzugeben sind (z.B. Widerruf, Fristsetzungen, Mängelanzeigen, Erklärung von Rücktritt oder Minderung), 
bedürfen zu ihrer Wirksamkeit der Textform (z.B. E-Mail, Brief, Fax). 

§ 2 Vertragsvereinbarung / Vertragsschluss 

Das Angebot kommt durch individuelle Vereinbarung oder Vor-Ort-Besichtigung zustande. Alle Angebote sind freibleibend und unverbindlich. Der Auftragnehmer ist vier Wochen ab dem Zeitpunkt 
der Abgabe des Angebots an das Angebot gebunden. Der Vertrag kommt mit Unterzeichnung durch den Auftragnehmer zustande. Mündliche Nebenabreden bestehen nicht. Bei allen angebotenen 
Dienstleistungen sind in den Räumlichkeiten befindliche Werte und Wertgegenstände vom Auftragnehmer vor Beginn der Tätigkeit sicherzustellen. Die Entsorgung von gefährlichen Abfällen im 
Sinne des Kreislaufwirtschaftsgesetz (KrWG) ist von der Dienstleistung ausgeschlossen. 

§ 3 Leistungsbeschreibung 

Der Auftragnehmer führt Haushaltsauflösungen, Räumungen von Problemwohnungen von Wohnungen und Häusern durch. Der Auftragnehmer wird bei allen beauftragten Leistungen die Arbeiten 
sorgfältig, fachgerecht und termingerecht durchführen und das Objekt besenrein verlassen. 

§ 4 Eigentumsübergang, Auskunftspflicht des Auftraggebers 

Mit Beginn der Arbeiten gehen alle in dem Auftragshaushalt befindlichen Gegenstände in das Eigentum des Auftragnehmers über, sofern vor oder bei Auftragserteilung nicht schriftlich etwas 
anderes vereinbart wurde. Die weitere Verwertung der Gegenstände obliegt dem Auftragnehmer.  

Der Auftraggeber versichert mit der Unterschrift zur Auftragserteilung, dass er Eigentümer der Gegenstände ist oder vollumfängliche Befugnis zur Veräußerung bzw. Entsorgung der Gegenstände 
hat. Der Auftragnehmer handelt hierbei im Namen des Auftraggebers und ist von jeglichen Schadensersatzansprüchen Dritter ausgenommen, insbesondere bei unwahrheitsgemäßer oder 
fehlerhafter Auskunft über die Eigentumsverhältnisse. Bei Eigentumsstreitigkeiten über diese Gegenstände mit Dritten, haftet lediglich der Auftraggeber. 

Der Auftraggeber ist vor Durchführung der Räumungstätigkeit verpflichtet, die zu entsorgenden Güter sorgfältig zu überprüfen. Der Auftragnehmer übernimmt mit dem Auftrag keine Verpflichtung, 
Wertgegenstände zu finden, zu erkennen oder zu bewerten. Für den Verlust solcher Wertgegenstände kann der Auftragnehmer nicht haftbar gemacht werden. 

Sollte sich nach Vertragsabschluss herausstellen, dass vom Auftraggeber Änderungen am Vertragsgegenstand vorgenommen wurden, so berechtigt dies den Auftragnehmer zur Preisanpassung. 

§ 5 Leistungserbringung 

Der Auftragnehmer ist berechtigt, den Vertrag bzw. Teile des Vertrags ggfls. auch durch Dritte (z.B. Kooperationspartner) ausführen zu lassen. 

§ 6 Leistung, Termin- und Leistungszeit 

Leistungsfristen und -termine sind stets unverbindlich, es sei denn, deren Verbindlichkeit wurde ausdrücklich vereinbart. 

Die Lieferung der Dienstleistung verlängert sich entsprechend der zeitlichen Verzögerung, die der Auftraggeber zu vertreten hat. Termin- und Dienstleistungsverzögerung aufgrund von höherer 
Gewalt und aufgrund von Ereignissen, auch im eigenen Betrieb, die dem Auftragnehmer das Liefern der Leistung erheblich erschweren oder unmöglich machen – hierzu gehören Streik, Aussperrung, 
behördliche Anordnungen, Energiemangel, Versagen der Verkehrsmittel usw. – führen zur Aussetzung der Leistungsverpflichtung und der Terminvereinbarungen. 

Sie berechtigen den Auftragnehmer die Termine und Leistungen um die Dauer der Behinderung hinauszuschieben oder wegen des noch nicht erfüllten Teils ganz oder teilweise vom Vertrag 
zurückzutreten. Verlängert sich die Lieferung der Dienstleistung oder wird der Auftragnehmer von ihrer Leistungsverpfl ichtung frei, so kann der Auftraggeber daraus keine Schadensansprüche 
ableiten. Auf die vorgenannten Umstände kann sich der Auftragnehmer nur berufen, wenn er den Auftraggeber unverzüglich benachrichtigt. 

Kommt der Auftragnehmer in Termin oder Leistungsverzug, kann der Auftraggeber nach Ablauf einer von ihm gesetzten Nachfrist vom nicht erfüllten Teil des Vertrages zurücktreten. Bereits erfolgte 
Teilleistungen sind vom Rücktritt ausgeschlossen. Schadensansprüche werden nur in Fällen von Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit gewährleistet. 

§ 7 Gewährleistung/-Ausschluss 

Nach Abschluss der Arbeiten erfolgt eine gemeinsame Kontrollbegehung des geräumten Objekts. Sollte der Auftragnehmer im Zuge der Räumungstätigkeit Schäden am Vertragsobjekt verursacht 
haben, ist er verpflichtet diese dem Auftraggeber anzuzeigen. Der Auftraggeber ist verpflichtet, alle Leistungen auf Mängel und Beanstandungen und das Vertragsobjekt auf Schäden hin zu 
überprüfen. Mit Unterzeichnung eines Übergabeprotokolls stellt er den Auftragnehmer von jedweder Haftung für Leistungsmängel bzw. Gebäudeschäden frei. 

Sollte der Auftraggeber nicht für eine Begehung bzw. die Unterzeichnung des Übergabeprotokolls zur Verfügung stehen, ist er verpflichtet, einen verantwortlichen Dritten für diese Aufgabe zu 
bevollmächtigen. Sollten trotz Aufforderung durch den Auftragnehmer, sowohl eine Leistungs- und Schadenkontrolle durch den Auftraggeber sowie die Übergabe, aus Gründen die der 
Auftragnehmer nicht zu vertreten hat, nicht durchgeführt werden, gilt die Leistung als vollständig und mängelfrei erbracht. Für nachträglich festgestellte Mängel und Schäden übernimmt der 
Auftragnehmer keine Haftung. 

§ 8 Haftung 

Der Auftragnehmer haftet auf Schadensersatz bei Vorsatz und grober Fahrlässigkeit. Bei einfacher Fahrlässigkeit haftet der Auftragnehmer nur 

a) für Schäden aus der Verletzung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit, 
b) für Schäden aus der Verletzung einer wesentlichen Vertragspflicht (Verpflichtung, deren Erfüllung die ordnungsgemäße Durchführung des Vertrags überhaupt erst ermöglicht und auf 

deren Einhaltung der Auftraggeber regelmäßig vertraut und vertrauen darf). 

Eine Haftung für mittelbare Schäden ist ausgeschlossen. Der Auftragnehmer übernimmt keine Haftung für den Zustand der in der Wohnung nach der Entrümpelung befindlichen An- und Einbauten, 
insbesondere für die Wände, (PVC/Holz) Böden, Schlösser, Jalousien, Rollläden, fehlende Schlüssel und sonstige Beschädigungen aller Art. Nach Auftragserteilung können für entrümpelte / 
entsorgte Gegenstände keine Schadensersatzansprüche gestellt werden. 

Die obigen Haftungsbeschränkungen gelten nicht, soweit der Auftragnehmer einen Mangel arglistig verschwiegen oder eine Garantie für die Beschaffenheit der Leistung übernommen hat. Das 
gleiche gilt für Ansprüche des Auftraggebers nach dem Produkthaftungsgesetz. 

§ 9 Besondere Annahmebedingungen 

Weiterverwenden geht vor Entsorgung. Daher arbeiten wir eng mit der Diakonie Rosenheim zusammen, um einen großen Teil der Einrichtungsgegenstände weiterzuleiten. Dort wiederum werden 
die Dinge bedürftigen Menschen zur Verfügung gestellt. Wenn der Auftraggeber dies nicht wünscht, muss dem Vorgehen widersprochen werden. 

Der nicht mehr nutzbare Teil wird fachgerecht bei Deponien, Wertstoff-und Recyclinghöfen sowie privaten Entsorgungsunternehmen beseitigt. Alle Müllarten werden ordnungsgemäß nach 
Werkstoffen getrennt und über einen zertifizierten Fachbetrieb entsorgt. 

Der Auftraggeber ist zur exakten Unterrichtung über Art und Zusammensetzung von Sondermüll verpflichtet. Jede nicht nur unwesentliche tatsächliche Abweichung von den Angaben des 
Auftraggebers berechtigt den Auftragnehmer, nach eigener Wahl entweder die Annahme der Stoffe abzulehnen oder deren Rücknahme zu verlangen und die angemessene Vergütung für bereits 
erbrachte Leistungen zu berechnen oder die für die ordnungsgemäße Entsorgung angemessene Vergütung zu berechnen. Bei  notwendiger Verwahrung der Stoffe ist der Auftraggeber außerdem 
zur Zahlung der Lagerkosten verpflichtet. 

Angaben zu angenommenen Stoffen in vom Auftragnehmer erstellten Dokumenten wie Fahraufträgen, Begleitscheinen und Wiegenoten gelten im Verhältnis zum Auftragnehmer als zutreffend. 

Bei Bereitstellung von Behältern hat der Auftragnehmer für einen geeigneten Aufstellplatz und für die gefahr- und schadlose Befahrbarkeit, auch der Zufahrtswege, zu sorgen. Bei Aufstellung auf 
öffentlichen Verkehrsflächen hat der Auftragnehmer die Vorschriften der Straßenverkehrsordnung einzuhalten, die erforderlichen behördlichen Genehmigungen einzuholen und für die notwendige 
Verkehrssicherung (Beleuchtung, Absperrung, etc.) zu sorgen. 

Der Auftragnehmer ist verantwortlich dafür, dass der Behälter nur mit den vereinbarten Stoffen beladen und das Höchstgewicht nicht überschritten wird, keine Ladung über die Wände hinausragt, 
die Beladung sachgerecht und gleichmäßig erfolgt und eine wesentliche Verlagerung der Ladung beim Transport ausbleibt; der Behälter ist während der gesamten Standzeit bis zur tatsächlichen 
Übernahme durch den Auftragnehmer sorgfältig abzudecken. Aufstell- und Abholtermine sind stets von der Verfügbarkeit der Transportfahrzeuge abhängig und daher unverbindlich. 

§ 10 Preise 

Die Preise bemessen sich nach der Größe und dem Aufwand in EURO. Müll- und Sperrmüllentsorgung werden bei der Besichtigung geschätzt. Die Abrechnung erfolgt nach tatsächlichem Gewicht 
anhand von Wiegescheinen. Zur Minimierung der Kosten wird der Müll im Allgemeinen in Holz und Restmüll getrennt. 

Festpreise sowie Rabatte bedürfen der gesonderten vertraglichen Fixierung. Alle Preise gelten zuzüglich der zur Zeit der Rechnungsstellung gültigen gesetzlichen Mehrwertsteuer. 

§ 11 Zahlungsmodalitäten 

Der Rechnungsbetrag ist sofort nach Beendigung der Arbeiten zur Zahlung fällig. Der Auftraggeber kann die Zahlung per Überweisung oder Barzahlung vornehmen. 

Der Auftragnehmer gewährt ein Zahlungsziel von 14 Tagen nach Rechnungserhalt. Ein Zahlungseinbehalt im Sinne von Gewährleitungssicherheit ist ausgeschlossen. 

Eine Zahlung gilt erst dann als erfolgt, wenn der Auftragnehmer über den Betrag verfügen kann. Im Falle von Schecks gilt die Zahlung erst als erfolgt, wenn der Scheck eingelöst wurde.  

Bei Nichteinhaltung des Zahlungsziels, kommt der Auftraggeber ohne Mahnung in Verzug. Der Auftragnehmer ist zudem berechtigt, bei Zahlungsverzug alle für den Auftraggeber noch ausstehenden 
Arbeiten an diesem oder anderen Auftragshaushalten einzustellen. Der Auftraggeber ist nicht berechtigt, außer bei unbestrittenen oder rechtskräftig festgestellten Gegenansprüchen, Zahlungen 
zurückzuhalten oder aufzurechnen. Der Auftragnehmer behält sich vor, für bestimmte Leistungen Abschlags- und Vorauszahlungen zu fordern. 

§ 12 Kündigung 

Die Kündigung des Auftrags durch den Auftraggeber ist nach erfolgter Auftragserteilung nur in Ausnahmefällen und unter Angabe eines Grundes mit schriftlicher Zustimmung des Auftragnehmers 
möglich. Im Falle einer ordentlichen Kündigung des Auftrages durch den Auftraggeber - später als bis zum 5. Werktag vor dem Auftragstermin, werden entstandene Aufwendungen und entgangener 
Gewinn i.H.v. 30% der vereinbarten Vergütung fällig. Dem Auftraggeber bleibt der Nachweis vorbehalten, dass ein geringerer Schaden entstanden ist. Kündigt der Auftraggeber den Auftrag früher 
als vor dem 5. Werktag vor dem Auftragstermin, so berechnet der Auftragnehmer dem Auftraggeber eine Pauschale i.H.v. 10 % (mindestens jedoch 15,00 €) des vereinbarten Preises. Dem 
Auftraggeber bleibt der Nachweis vorbehalten, dass ein geringerer Schaden entstanden ist. 

§ 13 Sonstiges 

Gerichtsstand ist Rosenheim. 

§ 14 Salvatorische Klausel 

Die Unwirksamkeit einzelner Bestimmungen berührt die Gültigkeit der übrigen Allgemeinen Geschäftsbedingungen nicht. 

(Stand: 24.09.2019) 


